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Beschlussempfehlung 

an die Stadtverordnetenversammlung 
 
 

Wohnungsprostitution 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.16.521 - 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Selbert 
 
 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, alle Maßnahmen zur Einführung von 
einer bzw. mehreren Zonen des absoluten Verbots der Prostitution 
einzuleiten und der Stadtverordnetenversammlung eine entsprechende 
Vorlage zur Beschlussfassung vorzulegen. Bei der Festlegung der Anzahl 
und der Größe der Verbotszonen innerhalb des Stadtgebietes sind alle 
Möglichkeiten der rechtlichen Zulässigkeit zu nutzen. Auf jeden Fall 
muss künftig in allen reinen Wohngebieten sowie im Bereich von 
Kindergärten, Schulen und allen sonstigen Einrichtungen für Kinder und 
Jugendliche die Ausübung der Prostitution sowohl im öffentlichen 
Straßenraum wie auch im Bereich von Wohnungen ausgeschlossen sein. 

 
Der Ausschuss für Sicherheit, Recht, Integration und Gleichstellung fasst bei 
 
Zustimmung: CDU 
Ablehnung: SPD, Grüne, Kasseler Linke.ASG, FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss 
zu fassen: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion betr. Wohnungsprostitution, 101.16.521, 
wird abgelehnt. 
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Wolfram Kieselbach Anja Koch 
Vorsitzender  Schriftführerin 


